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Im Internet zirkulieren gerade wieder die verschiedensten Berechnungen zum steigenden 
Bürgergeld im Jahr 2024: Für einen alleinstehenden Erwachsenen steigt das Bürgergeld um 61
Euro auf 563 Euro pro Monat. Davon sind rein rechnerisch 45,70 Euro für die Begleichung der
Stromrechnung vorgesehen. 
Die Stromkosten eines Singlehaushalts mit einem Verbrauch von 1.500 Kilowattstunden 
belaufen sich nach Berechnungen des Stromvergleichsanbieters Verivox im 
Bundesdurchschnitt jedoch auf monatlich rund 56,45 Euro. Die tatsächlichen Stromkosten 
sind somit rund ein Viertel (24 Prozent) höher als die dafür vorgesehenen Zuwendungen.
Der jährliche Fehlbetrag beläuft sich somit auf 129.- Euro.

Wir könnten jetzt noch eine detaillierte Aufzählung beginnen, die explodierenden Mietpreise, 
verteuerte Grundnahrungsmittel und andere Lebenshaltungskosten anführen, um auch dem 
letzten Schreihals zu erklären, dass ein Grundsicherungsempfänger nicht faul auf der Couch 
lümmelt und sich eine schöne Zeit machen kann. Friedrich Merz‘ windige Argumentation, 
dass sich Arbeit nicht mehr lohne und die Anreize gewaltig wären, in die Grundsicherung zu 
wechseln, sind grotesk.

Nun gehen wir behinderte Menschen jeden Tag in die Werkstatt, da wir eben nicht „auf der 
faulen Haut liegen wollen“ und trotzdem nicht den Sprung auf den ersten Arbeitsmarkt 
schaffen – schaffen können. In der Werkstatt erhält man durchschnittlich 212.- Euro im Monat 
– das stopft notdürftig einige finanzielle Lücken, ist selbstverständlich aber immer noch kein 
„Fehlanreiz für Menschen oder eine Sogwirkung, die Menschen in eine Werkstatt für 
behinderte Menschen zieht“, was – ebenso grotesk – von einigen Personen beschrieben 
wurde.

Der Großteil der Beschäftigten in Werkstätten kann auch schlichtweg nicht einfach in den 
ersten Arbeitsmarkt wechseln, weil die Unterstützung fehlt und/oder der Arbeitsmarkt gar 
keine behinderten Menschen aufnehmen kann – oder will.
Der Irrglaube ist immer noch das Bild in den Köpfen der Menschen, das eine „gut 
ausgebildete, geistig fitte und sozial kompetente Rolli-Fahrerin doch irgendwie inkludiert 
werden kann und schwupps, braucht es keine Werkstätten mehr!“ – die Realitäten sind nur 
ganz andere:

Menschen, die erst aufgrund des ersten Arbeitsmarkts mit schweren psychischen 
Erkrankungen in der Werkstatt gelandet sind.
Menschen, deren angeborene geistige Behinderung so einschneidend ist, dass man selbst mit
viel Hingabe, Aufopferung und erheblichen finanziellen Mitteln keinen ausreichend 
geschützten Ort in der Arbeitswelt findet, wo dieser Mensch zurechtkommt.
Menschen mit Anfallsleiden und chronifizierten Wahrnehmungsstörungen, die nicht auf den 
Arbeitsmarkt dürfen, weil sie eine Gefahr für sich und andere darstellen würden.
Schwerstmehrfachbehinderte, Kombinationen aus erheblichen körperlichen Behinderungen, 



geistig und psychischen Begleit- und Folgeerkrankungen, herausforderndes Verhalten, usw.

Diese Menschen leben ein Leben in Armut. Die Teilhabe wird ihnen erschwert, vor allem und 
insbesondere die Teilhabe an Arbeit, die seit vielen Jahren von der UN eingefordert wird und 
die Deutschland nur sehr zögerlich umsetzt. 
Werkstätten sind für viele Menschen Heimat, Lebenssinn, Freundeskreis, Alltag – aber sie sind 
keine gelebte Inklusion. Werkstätten stehen am Rand, nicht in der Mitte der Gesellschaft oder 
der Mitte des Arbeitsmarktes.
Und innerhalb dieses abgetrennten, segregierenden Arbeitsmarktes verdienen die Menschen 
mit Behinderungen unverhältnismäßig wenig hinzu.

Vor einigen Monaten hat das Bundesverfassungsgericht den inhaftierten Menschen in 
deutschen Gefängnissen den Mindestlohn zugesprochen - die Beschäftigten in Werkstätten 
warten geduldig auf ähnliche Urteile und ein wenig ungeduldiger auf die Konsequenzen der 
Entgelt-Studie, die im Bundesanzeiger veröffentlicht wurde.

Behinderte Menschen in den Werkstätten werden sich nicht [mehr] mit kleineren Korrekturen 
begnügen, einer monatlichen Anpassung von 10,75 Euro, um die eingangs beschriebene 
Lücke zu den monatlichen Stromkosten zu schließen.

Wir fordern mit Nachdruck eine kräftige Erhöhung unserer Löhne auf ein Mindestlohn-Niveau
und lassen uns nicht mehr vertrösten!

Wir haben mehr verdient!

Vielen Dank!


